Handeln für die Zukunft der Schöpfung
Vorwort 
Das gemeinsame Wort der Kirchen zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland vom Februar 1997 übernimmt das Prinzip der Nachhaltigkeit als ethische Leitmaxime für eine ökologisch tragfähige, wirtschaftlich erfolgreiche und sozial gerechte Zukunftsgestaltung. Das bedeutet, künftig stärker als bisher das Bewusstsein von der Vernetzung der sozialen, ökonomischen und ökologischen Belange in den Blick zu nehmen. 
Die bisherige Diskussion und Rezeption des gemeinsamen Wortes hat gerade auch in dieser Hinsicht zu einer Schärfung des Bewusstseins beigetragen und eine Vielzahl beispielhafter Initiativen im Sinne einer verstärkten Wahrnehmung christlicher Schöpfungsverantwortung ausgelöst. Sie hat jedoch auch gezeigt, dass für die Weiterarbeit in der Kirche eine Vertiefung der ökologischen Aspekte sowohl im Blick auf die Deutung der zugrundeliegenden Symptome und Ursachen der Umweltkrise wie auf ihre theologische und ethische Bewertung dringlich ist. An einer solchen vertieften, zugleich aber auch handlungsorientierten Auseinandersetzung mit den Gefährdungen von Umwelt und Natur durch die wirtschaftliche und technisch-wissenschaftliche Entwicklung anhand einer ethischen und theologischen Auseinandersetzung mit dem Leitbild nachhaltiger Entwicklung hat es bisher weitgehend gefehlt. 
Die vorliegende Schrift versucht, diese Lücke zu schließen und zugleich für das eigene kirchliche Handeln Praxis- und Bewährungsfelder aufzuzeigen. Sie versteht sich als Fortschreibung und Vertiefung des gemeinsamen Wortes zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland und schließt an die gemeinsame Schrift aus dem Jahre 1985 „Verantwortung wahrnehmen für die Schöpfung" an. 
Die vorliegende Schrift, die in der Verantwortung der Kommission für gesellschaftliche und soziale Fragen (VI) der Deutschen Bischofskonferenz erscheint, geht auf Vorarbeiten der bei dieser Kommission gebildeten Arbeitsgruppe für ökologische Fragen zurück. Sie lag der Frühjahrs-Vollversammlung und der Herbst-Vollversammlung 1998 der Deutschen Bischofskonferenz zur Kenntnisnahme vor, die sich mit ihrem Inhalt zweimal intensiv befaßt hat. Sie ist vor allem in ihrem praxisbezogenen Teil (III.) in erster Linie auf die innerkirchliche Diskussion ausgerichtet und bedarf gewiß zu gegebener Zeit der Fortschreibung und ökumenischen Ausweitung. Doch sind auch über den eigenen kirchlichen Bereich hinaus alle zur weiteren Diskussion und Mitarbeit aufgerufen und eingeladen, denen in gleicher Weise der verantwortliche Umgang mit Gottes Schöpfung angelegen ist. Dies gilt nicht zuletzt im Hinblick auf die Woche für das Leben im Jahre 1999, die diesem Themenkreis gewidmet ist. 
Den Mitgliedern der ökologischen Arbeitsgruppe der Kommission VI und allen, die an dem Zustandekommen dieser Schrift mitgewirkt haben, sei zum Schluss herzlich Dank gesagt. 
Hildesheim/Bonn im Oktober 1998
Dr. Josef Homeyer, Bischof von Hildesheim
Handeln für die Zukunft der Schöpfung
Kommission VI der Deutschen Bischofskonferenz, Oktober 1998
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(1) Das Handeln für die Zukunft der Schöpfung zählt neben der Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit sowie der Sicherung des Friedens und der Freiheit zu den großen Herausforderungen, vor die sich die Menschheit an der Schwelle zu einem neuen Jahrtausend gestellt sieht. Ihre Zukunft hängt davon ab, wie sie diese Aufgaben bewältigt. Notwendig ist eine umfassende gesellschaftliche Erneuerung zum Schutz der ökologischen Lebensgrundlagen. Eine solche handlungs- und zukunftsorientierte Ausrichtung der Schöpfungsverantwortung ist im Titel dieser Schrift intendiert. Das Handeln der Kirche ist Ausdruck der Hoffnung, dass Gott die Zukunft der Schöpfung verbürgt. Aus dieser Hoffnung kann der Mensch Mut schöpfen, dass auch sein eigenes Handeln Erfolg haben kann, auch wenn angesichts dieses großen Zieles immer nur kleine Schritte gelingen und zahlreiche Hemmnisse und Rückschläge, die ein solches Engagement ins Stocken bringen können, unverkennbar sind. 
(2) Enttäuschung macht sich breit über die Fehlschläge internationaler Konferenzen, die auf den mit vielen Hoffnungen begleiteten "Erdgipfel" von Rio de Janeiro (1992) folgten. Noch ist es nicht gelungen, dem Leitbild einer zugleich ökologisch tragfähigen, wirtschaftlich erfolgreichen und sozial gerechten Entwicklung im notwendigen Maß konkrete politische Verpflichtungen folgen zu lassen. Ernüchterung tritt bei vielen ein, nachdem lange Größe und Komplexität der Umweltprobleme sowie Umfang und Dauer des notwendigen Engagegments unterschätzt wurden. Die Bereitschaft nimmt zu, ökologische Belange von der politischen Tagesordnung herunterzunehmen und die ganze Aufmerksamkeit auf die Wettbewerbsbedingungen einer globalisierten Wirtschaft zu richten. Gerade weil es andererseits in den vergangenen Jahren bemerkenswerte Fortschritte in der Umweltpolitik gegeben hat, die nicht verspielt werden dürfen, will sich die Kirche mit diesen gegenläufigen Entwicklungen nicht einfachhin abfinden. Die folgenden Überlegungen sind ein Plädoyer für eine ausdauernde und mutige Fortsetzung der in Rio eingeschlagenen Wege, sich für die Zukunft der Schöpfung einzusetzen. 
(3) Nachhaltiges Handeln für die Zukunft der Schöpfung bedarf der Ausdauer und des Mutes: Von heute auf morgen lassen sich die Aufgaben nicht lösen. Es wäre fahrlässig, ihr Ausmaß herunterzuspielen. Zunächst geht es darum, die Situation möglichst nüchtern wahrzunehmen. Es wäre jedoch zu wenig, die Symptome der ökologischen Krise bloß aufzuzählen und nicht auch nach ihren Ursachen zu fragen. Erst die Kenntnis dieser Ursachen schärft den Blick für notwendige Korrekturen und Korrektive (vgl. Teil I).
(4) Ausdauer und Mut erwachsen aus der Gewissheit, sich für eine gute Sache einzusetzen und gute Gründe anführen zu können, welche diesen Einsatz rechtfertigen. Christinnen und Christen richten sich dabei an einer Wirklichkeit aus, die nicht dort endet, wo menschliches Handeln an ein Ende kommt. Die Welt ist Gottes Schöpfung, das heißt: Ihrem Dasein geht ein sinnstiftender Anfang voraus, den sich die Welt nicht selbst geben kann; das Leben aller Geschöpfe ist getragen von der wirksamen Gegenwart Gottes. Die Welt als Schöpfung Gottes anzuerkennen, heißt ebenso, dass ein Ende ihrer Möglichkeiten nicht Abbruch und Vernichtung bedeuten muss, sondern in eine in ihren Brüchen versöhnte Gestalt der Schöpfung führen kann. Diese theologischen Grundlagen gilt es, in ethische Entscheidungskriterien für das individuelle und gesellschaftliche Handeln zu übersetzen (vgl. Teil II). 
(5) Ausdauer und Mut leben davon, dass es Beispiele und Modelle gelungenen Engagements gibt, dass Räume erschlossen werden, in denen Dinge zum Besseren hin verändert werden können. Wer andere überzeugen will, tut gut daran, sich um überzeugende Belege einer solchen Praxis zu bemühen. Vor diesem Hintergrund kommt es im Interesse der Glaubwürdigkeit darauf an, eigene Praxis- und Bewährungsfelder kirchlichen Handelns für die Zukunft der Schöpfung zu beschreiben (vgl. Teil III). 
(6) Diese Schrift ist in erster Linie für die innerkirchliche Auseinandersetzung und Meinungsbildung gedacht. Darüber hinaus wendet sie sich aber auch an alle, die mit Fragen des Umweltschutzes, der Umweltbildung und der Umweltpolitik befasst oder an ihnen interessiert sind. Insbesondere geht es darum, Zusammenhänge zu Fragen der sozialen Gerechtigkeit und der wirtschaftlichen Entwicklung aufzuzeigen. Die Schrift richtet sich an jene, die skeptisch geworden sind, ob sich ihr Einsatz noch lohnt, wie auch an jene, die nach Verbündeten und Partnern suchen. Die Kirche will mit jenen ins Gespräch kommen, die unter dem Druck ökonomischer und politischer Zwänge handeln müssen; ebenso mit jenen, für die die ökologische Krise der Ausgangspunkt ist, nach solchen Ressourcen unseres Lebens fragen, die Wirtschaft, Technik und Wissenschaft nicht erschließen können. 
(7) Die vorliegende Schrift soll des weiteren dazu beitragen, den ökumenischen und gesellschaftlichen Dialog fortzusetzen, der im konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung sowie im Konsultationsprozess zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland geführt wurde. Die Schrift versteht sich insbesondere als Vertiefung der ökologischen Aspekte des gemeinsamen Wortes der Kirchen „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit". Zentraler Anknüpfungspunkt ist dabei das bereits dort aufgenommene rechtliche, politische und ethische Leitbild der nachhaltigen Entwicklung und damit die Agenda 21, auf die sich die Völkergemeinschaft in Rio de Janeiro als „Handlungsprogramm für das 21. Jahrhundert" verpflichtet hat. Nicht zuletzt soll die Schrift ein Zeichen der Wertschätzung und Solidarität, der Anerkennung und Ermutigung für die vielen kirchlichen Gruppen setzen, die sich in der Gesellschaft für Natur- und Umweltschutz engagieren.
(8) Die vorliegende Schrift setzt zwei Akzente: 
1. Ein Brückenschlag zwischen christlicher Schöpfungstheologie, Umweltethik und dem Leitbild der nachhaltigen Entwicklung. Hier geht es um die Suche nach grundlegenden und langfristigen Orientierungsperspektiven für die Entwicklung der modernen Zivilisation, deren Zukunft ganz wesentlich davon abhängt, ob ihr eine neue Bestimmung des Verhältnisses zwischen Mensch und Natur gelingt. Angesichts der vielschichtigen Problematik beansprucht der Text keine abschließende Klärung, sondern will vor allem als Anregung zur Diskussion verstanden sein. 
2. Ein intensives Eingehen auf konkrete Praxisfelder. Hier ist die Ausrichtung primär innerkirchlich. Es geht nicht um allgemeine Politikvorschläge, sondern zunächst darum, die spezifischen Handlungschancen und –hemmnisse in der katholischen Kirche zu bedenken. Die Äußerungen sind mit der Hoffnung verbunden, gerade dadurch, dass in der Begrenzung auf den eigenen Handlungsraum manche Praxisbezüge deutlicher benannt werden können, auch für den ökumenischen Diskurs über eine nachhaltige Entwicklung neue Impulse zu geben und in gemeinsamen Initiativen mit der Evangelischen Kirche weitergeführt und umgesetzt zu werden.
Die Ambivalenz der technisch-industriellen Modernisierungsprozesse
(9) Die Frage nach der Fähigkeit moderner Gesellschaften, mit ihren ökologischen Existenzgrundlagen so umzugehen, dass dabei auch die Belange künftiger Generationen dauerhaft gesichert werden, prägt seit geraumer Zeit die öffentliche Diskussion. Zu deutlich ist die Ambivalenz der technisch-industriellen Fortschritte, als dass die Antriebskräfte von Technik und Ökonomie weiterhin als Garanten für die scheinbar unbegrenzten Möglichkeiten menschlicher Weltgestaltung und Wohlstandsmehrung gelten könnten. Längst ist ein Stadium der Kulturgeschichte erreicht, in dem das Ausgeliefertsein des Menschen an die Natur verknüpft ist mit der Abhängigkeit der Natur vom Menschen. Das erfordert in neuer, grundlegender Weise ein Handeln zum Schutz der ökologischen Systeme und damit auch der natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen.
(10) Die vom Menschen ausgehenden Gefährdungen der Natur sind ebensowenig schicksalhaft wie unvermeidbar. Sie resultieren aus gesellschaftlichen Modernisierungsprozessen. Damit stellt sich die Frage der Begrenzung und Korrektur dieser Entwicklung. Zunächst gilt es, die bisher erreichten Standards an Vorbeugung, Sicherheit, Kontrolle, Schadensbegrenzung und Verteilung von Schadensfolgen im Hinblick auf die ökologischen Gefährdungen neu zu bestimmen. Es wäre jedoch zu wenig, den Schutz der Umwelt nur mit Hilfe solcher eher defensiver Maßnahmen zum Begrenzungsfaktor der gesellschaftlichen Entwicklung zu machen. Es kommt darauf an, ihn zum Zielfaktor von Anstrengungen zu machen, die den Fortbestand einer menschenwürdigen Existenz in einer Umwelt anstreben, in der die für diese Existenz notwendigen ökologischen Grundlagen gesichert werden. Der Erfolg solcher Bemühungen hängt wesentlich davon ab, ob die Dynamik der in der Moderne entfesselten Produktivkräfte so eingesetzt werden kann, dass es zu einem nicht-destruktiven Verhältnis zwischen Gesellschaft und Natur kommt. Andernfalls wäre kaum zu verhindern, dass sich die Umweltschäden rascher entwickeln als jene Maßnahmen Wirkung zeigen, die in den letzten Jahren in beträchtlichem Umfang zum Schutz der Umwelt eingeleitet wurden.
(11) Die alte Entwicklungsmaxime, zunächst wirtschaftlichen Wohlstand zu erreichen und sozial-ökologische Folgekosten später zu reparieren, ist hinfällig geworden. Die ökologische Krise hat gezeigt, dass das technisch-industrielle Fortschrittsmodell nicht linear fortgesetzt werden kann, da es sonst Gefahren miterzeugt, welche seine Erfolge in der Sicherung der menschlichen Lebensbedingungen wieder in Frage stellen. Moderne Gesellschaften gefährden sich dadurch, dass sie über ihr expansives Naturverhältnis Ressourcen aufzehren, zu deren Erhaltung sie nichts beitragen, von deren Existenz sie gleichwohl abhängen. Zwar hat es Umweltzerstörungen auch in früheren Epochen gegeben. Die Brisanz und Dramatik der gegenwärtigen Situation besteht jedoch darin, dass diese Schäden ein Ausmaß erreicht haben, das zu einer dauerhaften, irreparablen und großräumigen Gefährdung der elementaren Lebensbedingungen des Menschen führen kann. 
(12) Vor diesem Hintergrund ist die Unabweisbarkeit und Dringlichkeit eines zukunftsorientierten Umgangs von Mensch und Gesellschaft mit dem sie tragenden Netzwerk der Natur ins öffentliche Bewusstsein gerückt. Längst überholt sind Handlungsstrategien, welche die Sicherung von Fortschritt und Zukunft lediglich als eine politisch-ökonomische Planungs-, Entscheidungs- und Gestaltungsaufgabe betrachten. Hierbei beschränkt man sich darauf, die Funktionalität der gesellschaftlichen Leitsysteme Technik und Wirtschaft zu verbessern, sowie auf ein Krisenmanagement, das unbeabsichtigte Wirkungen mit den Mitteln „sozio-technischer" Planung und Verwaltung in den Griff zu bekommen sucht. Die ökologische Krise ist jedoch eine Krise gerade dieses technisch-instrumentellen Naturverhältnisses. Sie hat ihre Wurzeln nicht zuletzt in der irrigen, aber vermeintlich wissenschaftlich abgestützten Annahme, dass die technische Naturbeherrschung nahezu beliebig ausgedehnt werden, die Wirtschaft grenzenlos expandieren und die Natur in der Moderne menschlichem Handeln kein Limit mehr setzen könne. Eine wesentlich auf die Erweiterung der Verfügungsspielräume über die Natur ausgerichtete Wissenschaft, Technik und Wirtschaft kann jedoch auf Dauer ihre eigenen Möglichkeiten nicht mehr beherrschen. Es gibt offenkundig technisch Unableitbares, ökonomisch Unverrechenbares und politisch Unverfügbares, dessen Missachtung moderne Gesellschaften um ihre Zukunft bringt.
1. Symptome der Umweltkrise
(13) Die ökologische Krise stellt ein ebenso komplexes wie weltweites Problem dar. Im Zusammenhang der vorliegenden Schrift können die vielschichtigen Krisenphänomene nur schlaglichtartig beleuchtet werden. Die folgende Darstellung erhebt also nicht den Anspruch auf Vollständigkeit, sondern versteht sich lediglich als Skizze einiger zentraler Symptome. Die stark geraffte, allein auf eine ökologische Schadensbilanz ausgerichtete Darstellung will nicht in Abrede stellen, dass im Bereich des Umweltschutzes auch Fortschritte und Erfolge zu verzeichnen sind: Durch gezielte Maßnahmen konnten in Deutschland während der vergangenen Jahre besonders belastende Schadstoffe in der Luft reduziert werden; die Wasserqualität vieler Flüsse wurde verbessert, das Restmüllaufkommen insgesamt reduziert und die Energieeffizienz im industriellen Bereich deutlich gesteigert; in den neuen Bundesländern wurden große Flächen als Naturschutzgebiete bzw. Biosphärenreservate ausgewiesen; zur Sanierung ökologischer Altlasten laufen umfangreiche Programme; Deutschland hat als eines der ersten Länder ein generelles FCKW-Verbot erlassen. Viele Unternehmen investieren in der Erwartung, dass sich dies zunehmend auch auf dem Markt lohnen wird, große Summen in den Umweltschutz.
(14) Durch aktuelle Probleme (insbesondere Arbeitslosigkeit) sowie die Dominanz eines kurzfristigen Denkens werden viele notwendigen Maßnahmen und Reformen allerdings immer noch in den Hintergrund gedrängt oder verzögert. Angesichts der gewaltigen Herausforderungen und immer neuen Belastungen, die ein sehr grundsätzliches Umdenken erfordern, kann trotz aller Würdigung der bisherigen Erfolge nicht geleugnet werden, dass ein Großteil der Aufgaben noch ungelöst ist und auf vielfältige Zielkonflikte stößt. 
1.1 Störungen des globalen Klimasystems
(15) Neu an den ökologischen Gefahren der Gegenwart ist die Globalisierung ihrer Auswirkungen. Dies wird insbesondere angesichts des gestörten Ozonhaushalts der Atmosphäre sowie der Möglichkeit weltweiter Veränderungen der klimatischen Verhältnisse durch den Anstieg der Konzentration von „Treibhausgasen" deutlich. Nach den vorherrschenden Berechnungen über die Erwärmung der Erdatmosphäre werden als Folgen unter anderem für wahrscheinlich gehalten: Anstieg des Meeresspiegels, Zunahme von klimatischen Extremereignissen (Überschwemmungen, Orkane), Änderung der weltweiten Niederschlagsverteilung. Dadurch würden die bestehenden Lebensbedingungen auf der Erde in erheblicher Weise verändert. Viele Ökosysteme können sich in den relativ kurzen Zeitintervallen, in denen die Klimaänderungen erwartet werden, kaum zureichend anpassen. Eine in diesem Zusammenhang mögliche Verschiebung von Klimazonen würde tiefgreifende soziale, ökonomische und politische Folgen nach sich ziehen, indem etwa über veränderte Bedingungen der Nahrungsmittelproduktion erhebliche Auswirkungen für das sozio-ökonomische Gefüge der Weltbevölkerung entstünden. Armutsmigrationen würden dadurch zusätzlich forciert. Auch wenn noch immer eine intensive und z.T. kontroverse Diskussion über das Ausmaß und die Folgen der Erwärmung der Erdatmosphäre geführt wird, steht schon jetzt fest, dass Gegenstrategien nur bei umgehendem Beginn der Initiativen Erfolg haben können.
(16) Eine Gefährdung für Menschen, Tiere und Pflanzen stellt auch der anhaltende Ozonabbau in der Stratosphäre und die damit verbundene Schädigung des Schutzes vor ultravioletter Strahlung dar. Das „Ozonloch" läßt UV-B-Strahlen durchdringen, die aufgrund ihrer Wellenlänge lebenswichtige Biomoleküle (Nukleinsäuren) zerlegen, die Photosyntheseleistung von Pflanzen hemmen, die Immunabwehr des Menschen schwächen und das Entstehen von Hautkrebs fördern können. 
(17) Verursacht sind diese Gefahrenpotentiale durch den Einsatz CO2-intensiver Energieträger, durch Brandrodung in den Tropenwäldern und „Treibhausgasemissionen" in Industrie und Landwirtschaft sowie durch die Produktion und Verwendung ozonabbauender Stoffe (FCKW, H-FCKW). Diese Stoffe haben eine erhebliche Langzeitwirkung. Berechnungen besagen, dass sich das Ozonloch, selbst wenn das Herstellungs- und Einsatzverbot von Fluorchlorkohlenwasserstoffen tatsächlich weltweit eingehalten wird, aufgrund der geringen Reaktionsfähigkeit und damit langen Lebensdauer der bereits in der Atmosphäre befindlichen FCKWs erst in etwa 100 Jahren wieder schließen wird. 
1.2 Ressourcenverknappung und Wirtschaftswachstum
(18) Die Moderne hat Fortschritt und Entwicklung weitgehend mit wirtschaftlichem Wachstum gleichgesetzt und dieses wiederum in einer steigenden industriellen Produktion gewährleistet gesehen. Ein solches quantitatives Wirtschaftswachstum aber geht in der Regel einher mit einem steigenden Ressourcen- und Energieverbrauch, der nach dem bisherigen Stand der Technik oft nur durch die umweltbelastende Ausnutzung fossiler Energieträger zu decken ist. In vielen Ländern fehlt der politische Wille oder die Durchsetzungsfähigkeit, die industriellen Großkonzerne auf die notwendigen Maßnahmen des Natur- und Umweltschutzes zu verpflichten. In anderen Ländern, in denen gute Erfolge des technischen Umweltschutzes zu verzeichnen sind, werden diese durch ständige Steigerungen des Anspruchsniveaus der Bürger neutralisiert. Das noch immer anhaltende Wachstum der Weltbevölkerung zwingt zur ständigen Erhöhung der Nahrungsmittelproduktion. Dabei entsteht eine doppelte Problematik: 1. Erschließung neuer landwirtschaftlicher Flächen auf ungeeigneten Böden, die rasch erodieren. 2. Unsachgemäßer Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und mineralischen Düngern in Verbindung mit der Vernachlässigung einer organischen Bodenpflege. Das Dilemma zwischen dem fortschreitenden Verlust an landwirtschaftlicher Fläche durch Erosion, Versalzung und Bebauung und dem steigenden Bedarf an Nahrungsmitteln wird sich aller Wahrscheinlichkeit nach in den kommenden Jahrzehnten zu einem ökologischen Zentralthema entwickeln. 
(19) Der den „Entwicklungsländern" und den „Wohlstandsnachzüglern" Osteuropas vom Westen anempfohlene und von ihren Eliten in Politik und Wirtschaft angestrebte Weg einer nachholenden Modernisierung, der sich an dem bisherigen Modell eines stark ressourcenverbrauchenden Wachstums orientiert, führt letztlich alle in eine Sackgasse. Die Menschen in den Industrieländern, die 20 % der Weltbevölkerung ausmachen, beanspruchen gegenwärtig etwa 80 % des globalen Ressourcenverbrauchs. Die Ausdehnung unseres Lebens- und Wirtschaftsstils auf die übrigen 80% der Weltbevölkerung würde die Tragekapazität der Erde bei weitem überfordern. Von einem Teil der Welt wird gegenwärtig ein Wohlstandsmodell beansprucht, praktiziert und offensiv verbreitet, das nicht für die ganze Welt geeignet ist. Schon heute ist der Kampf um die knappen ökologischen Ressourcen (Wasser, Bodenschätze, landwirtschaftliche Flächen u.a.), wie beispielsweise die Konflikte im Sudan zeigen, häufige Ursache für kriegerische Auseinandersetzungen.
(20) Im Zeichen ökonomischer Globalisierung erscheint die Wahrung ökologischer Belange nicht selten als Wettbewerbsnachteil und damit als Gefährdung der Standortvorteile nationaler Ökonomien. Es fehlt an strukturellen Voraussetzungen und internationalen Abkommen, um umweltverträgliche Wirtschaftsformen auf breiter Basis zu etablieren und die Zielkonflikte zwischen Ökonomie und Ökologie in konstruktiver Weise zu lösen. Aufgrund eines Mangels an weltweit verbindlichen sozialen und ökologischen Rahmenbedingungen treibt der globale Wettbewerb viele Länder in eine dramatische Schädigung ihrer natürlichen Lebensgrundlagen.
1.3 Belastungen von Wasser, Boden, Luft und Reduktion der Artenvielfalt
(21) Die Umweltgüter Wasser, Boden und Luft werden nicht selten in einer Weise beansprucht, die ihre Regenerations- und Selbstreinigungsfähigkeit übersteigt. Dadurch ist die Vielfalt der Pflanzen- und Tierwelt in ihren Lebensräumen ebenso bedroht wie die Qualität von landwirtschaftlichen Nutzflächen und Erholungsräumen. Es hat in einigen Ländern, darunter auch Deutschland, in den letzten Jahren aber auch erhebliche und zum Teil erfolgreiche Bemühungen gegeben, durch gesetzliche Vorgaben die Schadstoffeinträge in Wasser, Luft und Boden zu verringern. In einigen Bereichen entwickeln sich jedoch die Umweltschäden rascher als die Maßnahmen zum Schutz der Umwelt. Insbesondere viele Böden werden durch Überdüngung, durch Ablagerung von Abfällen sowie durch großflächige Versiegelungen belastet. In nicht wenigen Regionen der Erde ist ein Vordringen der Wüsten als Folge von Überweidung und Erosion von Ackerboden zu beobachten. Die Ozeane, Binnenseen und Flüsse werden noch immer befrachtet mit schädlichen Substanzen, die sich nur langsam abbauen und in die Nahrungskette gelangen. Die Bereitstellung von sauberem Trinkwasser erfordert immer größeren technischen Aufwand, der schon jetzt längst nicht mehr von allen Ländern und Regionen geleistet werden kann. 
(22) Viele Lebensräume von Tieren und Pflanzen sind in ihrer natürlichen Beschaffenheit durch Biotopveränderungen, Landverbrauch und Schadstoffimmissionen erheblich beeinträchtigt. Durch das Aussterben zahlreicher Tier- und Pflanzenarten aufgrund drastisch verschlechterter Umweltbedingungen verliert die Biosphäre allmählich einen großen Teil ihrer über Millionen von Jahren gewachsenen genetischen Vielfalt. Diese ist jedoch unabdingbar für die lebenserhaltenden Systeme auf der Erde, da sie evolutive Anpassungen innerhalb der Biosphäre ermöglicht. Ebenso ist sie unersetzlich für die medizinische Forschung, für Tier- und Pflanzenzüchtung. Fast die Hälfte aller im Handel befindlichen Medikamente beruht auf chemischen Substanzen, die zuerst in der Natur gewonnen wurden. Das Artensterben bedeutet einen unwiederbringlichen Verlust. 
1.4 Risikotechnologien und Entsorgungsprobleme
(23) Das Risikopotential der Chemie- und Nuklearindustrie sowie der neuen Biotechnologien bezieht sich auf unterschiedliche Problemebenen: 
Die Möglichkeit technischer oder durch menschliche Unaufmerksamkeit bedingter Störfälle innerhalb der Produktionsanlagen oder bei Transporten.
Die Möglichkeit unbeabsichtigter negativer Neben- und Spätfolgen, die bei der Einführung neuer Technologien und Produkte aufgrund der Fernwirkung und großen Latenzzeit mancher Gefahren noch nicht absehbar sind.
Belastungen durch die Entsorgung von Industriemüll bei der Verbrennung, Verklappung oder Einlagerung im Boden.
Die Gefahren eines unverantwortlichen Umgangs mit den Möglichkeiten der Technik, sei es für kriegerische oder verbrecherische Zwecke, sei es im Rahmen einer Nichtbeachtung der (oft nur schwer kontrollierbaren) Sicherheitsauflagen.
Das Inkaufnehmen von Schäden, das Unterlassen von Vorsorgemaßnahmen oder gezielter Risikoerkundung um der Aussicht auf höheren Gewinn willen.
(24) In Deutschland wurde in vielen Bereichen ein hoher Sicherheitsstandard erreicht. Auf internationaler Ebene gibt es jedoch kaum hinreichende Standards. Insbesondere in den Ländern Osteuropas und der GUS fehlt es an den notwendigen Sicherheitsmaßnahmen, was auch andere Nationen erheblich gefährdet. Aber auch in Deutschland bürden die radioaktiven Abfälle als Altlasten der Industriegesellschaft späteren Generationen eine enorme Hypothek auf und bereiten schon heute enorme Transportprobleme. Die rasante technische Entwicklung bringt zwar verbesserte Sicherheitstechniken, gleichzeitig aber auch immer wieder neue und größere Risiken hervor. Dabei zeigen insbesondere die Diskussionen um die Chancen und Risiken der Gentechnik, dass der notwendige nationale und internationale Konsens für eine verantwortliche Regelung des Umgangs mit den technischen Möglichkeiten nur schwer zu erreichen ist. 
1.5 Die Vergesellschaftung der Naturschäden
(25) Die Kehrseite der industriellen Ausbeutung der Natur ist die Vergesellschaftung der Naturschäden, d.h. ihre Verwandlung in soziale, wirtschaftliche und politische Gefährdungen. Man kann die Umweltkrise nicht hinreichend verstehen, wenn man nur ökologische Probleme im engen Sinn - also Ressourcenverknappung, Schadstoffeintrag in die Natur und Destabilisierung der ökologischen Systeme - betrachtet. Es geht vielmehr um grundlegende Entwicklungsprobleme, nämlich die Loslösung der Wirtschaft von den Bedingungen einer langfristigen Tragekapazität der Natur und von kulturell an sie angepassten Traditionen. Daher muss die Wahrnehmungsperspektive von Anfang auf die vielschichtigen weltweiten Zusammenhänge zwischen ökologischen, sozialen und ökonomischen Phänomenen ausgerichtet sein. Die spezifisch ökologischen Problemfelder haben oft lediglich den Charakter von Symptomen. Daher muss eine Beschreibung der Phänomene und erst recht eine Analyse der Ursachen schon im Ansatz über die rein bio-ökologische Ebene hinausgehen und auch sozioökonomische und kulturelle Faktoren berücksichtigen. 
(26) Was als ökologische Krise umschrieben wird, steht also in vielschichtigen Zusammenhängen zu den Umbruchprozessen in nahezu allen Bereichen moderner Gesellschaft. Daher wirft sie nicht nur die Frage nach der Bewahrung der Schöpfung als der natürlichen Umwelt und Lebenswelt des Menschen auf, sondern ebenso die nach der Wiederbelebung stabilisierender und gemeinschaftsstiftender Traditionen, nach neuen oder verlorenen Wertmaßstäben, Lebensstilen und Handlungskompetenzen, nach einer kulturellen Neubestimmung der gesellschaftlichen Entwicklungsziele sowie nicht zuletzt nach Frieden und weltweiter sozialer Gerechtigkeit.
(27) Die Sicherung der ökologischen Lebensgrundlagen ist heute ein unverzichtbares Element der Armutsbekämpfung: Oft sind Umweltzerstörungen in den Entwicklungsländern zugleich Ursache, Folge und Begleiterscheinung der Armut. Wo die Natur zerstört wird, herrscht bald Hunger. Wo Hunger herrscht, hat der Friede keinen Bestand. Die Verknappung der ökologischen Ressourcen und die globalen Auswirkungen der Destabilisierung ökologischer Systeme führen zu einer Verschärfung von Verteilungskonflikten. Diese könnten sich unversehens zu einer Gefährdung des Weltfriedens auswachsen. Schon jetzt erfassen die Folgen von Armut und Umweltzerstörung in den Entwicklungsländern zunehmend auch die Industrienationen. Die Tatsache, dass die Folgen mancher Umweltkatastrophen (z.B. 1986 die von Tschernobyl) an keiner Staatsgrenze halt machen, signalisiert das Ende der klassischen Vorstellung einer nationalstaatlichen Souveränität im Bereich des Natur- und Umweltschutzes. Die Fähigkeit zu einem weltweit solidarischen Handeln, das der einzige Weg zur Erschließung einer lebenswerten Zukunft für alle Menschen wäre, wächst jedoch nur langsam.
2. Ursachen der Umweltkrise
(28) Die Betrachtung der geistes- und sozialgeschichtlichen Prozesse, die zur Umweltkrise geführt haben, stößt auf eine vielschichtige Wechselwirkung sozio-ökonomischer Faktoren, naturwissenschaftlich-technischer Entwicklungen und philosophisch-weltanschaulicher Wirkgrößen. Eine umfassende Analyse dieser Zusammenhänge würde den hier gegebenen Rahmen sprengen. Deshalb beschränken sich die folgenden Ausführungen auf eine kurze Charakterisierung wichtiger Deutungsmodelle zu den Ursachen der ökologischen Krise.
2.1 Herrschaftsförmiges Naturverhältnis und strukturelle Defizite  wirtschaftlicher Entscheidungsprozesse
(29) Eine der Hauptursachen menschlichen Versagens in der Umweltkrise ist ein Verständnis von Wissenschaft und Technik, das einseitig auf die Erweiterung menschlicher Verfügungsmacht über die Natur setzt und den Schutz der Umwelt nicht in das technisch-ökonomische Kalkül aufnimmt. Dem entspricht eine fehlgeleitete Grundeinstellung des Menschen zur Natur, die ihn dazu bringt, sich nicht mehr als Teil der Natur, sondern als ihr Herrschaftssubjekt zu begreifen, dabei seine Fähigkeiten zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen zu überschätzen und den Eigenwert der Natur nicht wahrzunehmen. Die hierfür programmatische Handlungsperspektive, die zu Beginn der Neuzeit formuliert wurde, lautet: Unterwerfung der Natur, um den Menschen zum „Herrn und Besitzer der Natur" (Descartes) zu machen. Die Natur fungiert in der Folge vor allem als Rohstofflager, als Nutzungsgegenstand, als Mittel zum Erreichen technisch-ökonomischer Zielsetzungen. Für die industrielle Kultur spielt die Natur die Rolle eines freien Gutes, das im Überfluss vorhanden ist und als beliebig verfügbares Objekt von Technik und Industrie für eine auf maximale Produktion ausgerichtete Ökonomie ausgenutzt wird. 
(30) Zweifellos hat das auf technisch nutzbares Verfügungswissen ausgerichtete Naturverhältnis der Neuzeit zu enormen Erleichterungen der menschlichen Lebensführung beigetragen. Allerdings ist die Konzentration auf diese Perspektive erkauft durch eine verengte Wahrnehmung der Natur: Sie wird reduziert auf das, was messbar, berechenbar und quantifizierbar ist, alle anderen Aspekte - vielleicht sogar das, was Natur zur Natur macht - werden vernachlässigt. Gegen diese Verengung der Wahrnehmungsperspektive ist inzwischen auch innerhalb der Naturwissenschaften selbst Kritik laut geworden: Das Denken in vernetzten Systemen und die Erkenntnis, dass hohe Komplexitätsgrade sich der analytischen Auflösbarkeit entziehen, haben dazu geführt, dass sich die Naturwissenschaften in Bereichen, in denen es um fundamentale Komplexität geht, teilweise von den überkommenen Mustern des Newtonschen Kausalitätsbegriffs verabschiedet haben.
(31) Lange Zeit blieb die Natur als eigenständiger „Produktionsfaktor" neben Kapital und Arbeit in der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Planung praktisch ausgeblendet. Weil man die nicht quantifizierbaren Werte ignorierte, wurden Zielkonflikte zwischen technischem Fortschritt und einer Schonung der Natur oft nicht einmal erkannt. Das zugleich „herrschaftsförmige" und „naturvergessene" gesellschaftliche Naturverhältnis hat lange Zeit sowohl kapitalistisch-marktwirtschaftliche, mehr aber noch sozialistisch-planwirtschaftliche Ökonomien dominiert.
(32) In Theorie und Praxis der Marktwirtschaft sind eine Reihe von kostenträchtigen „Nebeneffekten" der Produktions-, Transport- und Vermarktungsprozesse auf die Allgemeinheit abgewälzt worden, während die Gewinne privatisiert wurden. Viele natürliche Ressourcen wie Luft und Wasser wurden dabei als „Allgemeingut" angesehen, als hätten sie keinen Preis und als wäre ihre Nutzung bzw. Belastung kein Bestandteil des Wirtschaftsgeschehens. Die Folge einer solchen Praxis ist, dass die Preise für Produkte und Dienstleistungen nicht „die Wahrheit" sagen, weil die angefallenen Umweltkosten in ihre Berechnung nicht einbezogen werden. Dadurch fehlen finanzielle Anreize, um technische Innovationen sowie das Konsumverhalten stärker auf Ressourcenschonung auszurichten.
(33) In ihren sozialen und ökologischen Wirkungen noch verheerender ist die im Bereich des real existierenden Sozialismus geltende Vorstellung gewesen, den ökonomischen Produktionsvorgang ausschließlich als sozialen Arbeitsprozess und Verwertungsablauf des eingesetzten Kapitals zu begreifen. Nach dem Zusammenbruch der sozialistischen Zwangssysteme ist deutlich geworden, dass hier in nahezu allen Industriebranchen weder präventive noch nachsorgende Umweltschutzmaßnahmen vorgesehen waren. Nicht selten wurden Schäden für die menschliche Gesundheit sowie eine dauerhafte Verwüstung ganzer Regionen bewusst in Kauf genommen.
2.2 Bevölkerungswachstum und konsumorientierter Lebensstil
(34) Ein ständig wachsender Druck auf die ökologischen Ressourcen entsteht durch das anhaltende, wenn auch in den meisten Teilen der Erde verlangsamte Bevölkerungswachstum. Die Zuwachsrate ist in den Entwicklungsländern am höchsten. Es fehlt oft an stabilen politischen und gesellschaftlichen Strukturen, sozialen Sicherungsnetzen, Bildungsvoraussetzungen und medizinischer Grundversorgung für eine ökologisch, sozial und wirtschaftlich verantwortbare Bevölkerungsentwicklung. Insbesondere dort, wo große Bevölkerungsgruppen keinen Zugang zu eigenem Boden oder angemessen entlohnter Arbeit haben und wo Korruption und politische Instabilität vorherrschen, breiten sich Hunger und Elend aus. Darüber hinaus wird gerade in den ärmsten Regionen der Erde der Boden oft unter Vernachlässigung ökologischer Kriterien bewirtschaftet und so in seiner langfristigen Fruchtbarkeit geschädigt. So kommt es zu einem Teufelskreis, in dem sich Umweltzerstörung, Armut, hohe Kinderzahl und soziale Ungerechtigkeit wechselseitig bedingen und viele Menschen in den Entwicklungsländern in einen dramatischen „Überlebensnotstand" führen. 
(35) Dem steht die vielschichtige Problematik des „Verschwendungswohlstands" der reichen Nationen gegenüber. So hat die ökologische Krise eine weitere Hauptursache in jenem konsumorientierten Lebensstil, für den das Glück des Menschen in der steten Erfüllung stetig steigender Bedürfnisse liegt. In der modernen Gesellschaft orientieren sich die Menschen in ihrem Verständnis von Lebensqualität mehrheitlich an materiellen Gütern, am Besitzen und Verbrauchen. Ihre Lebensphilosophie ist geprägt von der Ansicht, das Sein sei zu haben und das Haben von Dingen sei eine Weise geglückten Daseins. Die typisch moderne Weise, Güter zu besitzen ist - paradoxerweise - ihr Verbrauch. Zum (materialistischen) Ideal der Anhäufung von Besitz ist das des Verbrauches des vermeintlich stets Erneuerbaren hinzugekommen. Möglich geworden ist dies auf der Basis einer Ökonomie, welche die Fähigkeit zur Massenproduktion entwickelt hat. Was massenhaft und im Überfluss produzierbar und reproduzierbar ist, hat seinen Wert nicht mehr in seiner Dauerhaftigkeit. Vielmehr bemisst sich sein Wert nach seiner Bedeutung für den Konsum, für den Genuss, das Erleben oder das gesellschaftliche Ansehen des Menschen. Die Bereitstellung von scheinbar massenhaft verfügbaren Gütern begünstigt eine Verbrauchs- und Wegwerfmentalität, die zu einer Vergeudung und Verschleuderung der natürlichen Ressourcen führt. Moderne Ökonomie ist darauf ausgerichtet, ständig neue Bedürfnisse zu wecken und durch Werbung weiter zu steigern, um Nachfrage nach neuen Produkten zu erzeugen. Dabei konzentrieren sich ihre Anstrengungen auf eine Steigerung der Effizienz der Mittel, während das Nachdenken über die Vernünftigkeit der Ziele bzw. Bedürfnisse unterbleibt.
2.3 Wahrnehmungskrise und die Schere zwischen Wissen und Handeln
(36) Krisenverschärfend sind Faktoren, die die Wahrnehmung der Handlungsfolgen beeinträchtigen. Für die ökologische Problematik gilt dies aufgrund ihres zentralen Strukturmerkmals: Umweltschäden entstehen oft indirekt als nicht beabsichtigte und sich allmählich verstärkende Wirkungen technisch-ökonomischen Handelns. Dies erschwert eine vorausschauende Gefahrenkalkulation und macht häufig die (monokausale) Zuweisung eines Schadens nach dem Verursacherprinzip unmöglich. Hinzu kommt, dass viele Gefährdungen der Biosphäre durch Rückkopplungs- und Synergieeffekte von Stoffen und Prozessen bedingt sind, die für sich betrachtet minimal und unauffällig sind und deshalb als vernachlässigbar erscheinen. Getäuscht vom Augenschein und in Verkennung der Bedeutung des Minimalen kommt es zu einer Schere zwischen Wahrnehmung und Wirklichkeit.
(37) Es gibt aber auch eine emotional aufgeladene und angstmachende Übertreibung von Umweltgefahren. Bisweilen werden Umweltthemen mit einer allgemeinen „Weltuntergangsstimmung" verknüpft. Die Schwierigkeit einer objektiven Abschätzung der ökologischen Gefahrenpotentiale hat dazu geführt, dass die gesellschaftliche Verständigung über die notwendigen Handlungskonsequenzen entsprechend kontrovers ist und oft von ideologischen Grabenkämpfen blockiert wurde und wird. Für viele ist das ein willkommener Vorwand, um sowohl im beruflichen Handeln wie im privaten Lebensstil die notwendigen Verhaltensänderungen – oft gegen besseres Wissen – zu vertagen.
(38) Die Wahrnehmungs- und Bewertungsproblematik hat ihre Ursachen jedoch keineswegs nur in der Unmöglichkeit, die Verkettung minimaler Effekte hinsichtlich ihrer langfristigen Wirksamkeit abzusehen. Sie ist auch Folge einer rein zweckrationalen Sichtweise und Umgangsform mit der Natur, durch die andere Ziele und Inhalte des menschlichen Naturverhältnisses verdrängt wurden. Der Gedanke des Respekts vor dem ästhetischen und ethischen Eigenwert der Natur und ihrer religiösen Bedeutung als Schöpfung ist diesem Bewusstsein nicht mehr zugänglich. 
(39) Die ökologische Krise resultiert darüber hinaus auch aus Verdrängungen der Umweltprobleme, aus einer Koalition der Abwiegler und Beschwichtiger, aus einem Verharmlosen und Nicht-Wahrhaben-Wollen. Aber selbst dort, wo ein Umweltbewusstsein entstanden ist und Umweltbelange auf die Tagesordnung internationaler Konferenzen gesetzt werden, verhindern nicht selten Gruppeninteressen und nationalstaatliche Egoismen verbindliche Vereinbarungen und einklagbare Maßnahmen zum Schutz der Umwelt. Die Schwierigkeiten eines kooperativen Handelns sind im Bereich des Umwelt und Naturschutzes besonders groß, weil es sich hier häufig um Allgemeininteressen handelt, deren Wahrung den Akteuren keinen unmittelbar zurechenbaren Vorteil bringt. Solange das gegenseitige Vertrauen und ein verlässliches Regelwerk für kooperatives Handeln fehlen, ist kaum jemand bereit oder fähig, die notwendigen ersten Schritte zu tun. So stehen in vielen Bereichen die einzelnen Bürger, Unternehmen und Länder unter strukturellen Zwängen zu fortschreitender Natur- und Umweltzerstörung. Die Schere zwischen dem Wissen um die Umweltprobleme und der mangelnden Konsequenz im Handeln hat also vielfache Ursachen: sachliche, kulturelle, moralische und gesellschaftlich-strukturelle. 
2.4 Mitschuld des Christentums?
(40) Es ist keine Frage, dass auch Christen zu jenen gehören, die sich an der Plünderung und Zerstörung der Natur beteiligt haben und beteiligen. Eine andere Frage ist es jedoch, ob und in welcher Weise die in der Neuzeit hervorgetretene, auf eine maximale Ressourcenausbeutung ausgerichtete Grundeinstellung zur Natur dem biblisch-christlichen Schöpfungsglauben angelastet werden kann. Aufgrund der inzwischen vorliegenden historischen Untersuchungen ist es unzutreffend, die Naturausbeutung der technisch-industriellen Zivilisation einfachhin auf die Wirkungsgeschichte des biblischen Schöpfungsauftrags (vgl. Gen 1,26-28) zurückzuführen. Eine solche Erklärung hat bereits den sozialgeschichtlichen Befund gegen sich, dass der Durchbruch des technisch-industriellen Naturverhältnisses gerade zu dem Zeitpunkt erfolgte, als sich die Neuzeit von christlich-theologischen Vorgaben löste. Darüber hinaus wurde der biblische Schöpfungsauftrag in seinem kirchlichen Verständnis explizit nicht als Aufforderung zur selbstherrlichen Instrumentalisierung der Natur verstanden. Eine solche Interpretationsmöglichkeit ergibt sich erst, wenn man ihn isoliert und aus seiner schöpfungstheologischen Einbindung in das Verständnis des Menschen als vor Gott verantwortliches Subjekt herauslöst. Gleichwohl ist nicht zu leugnen, dass die biblischen Texte bisweilen als nachträgliche Legitimation für die bereits praktizierte neuzeitliche Naturausbeutung und für ein anmaßendes Herrschaftsverhältnis des Menschen gegenüber der Natur herangezogen wurden. Dies geschah wiederum ohne einen hinreichend vernehmbaren Widerspruch seitens der christlichen Kirchen und Theologien. 
(41) Zwar wurden auch in den Kirchen zu den gegen Ende des 19. Jahrhunderts sich formierenden Naturschutzbemühungen durchaus Beiträge geleistet. Sie gingen jedoch von einzelnen Persönlichkeiten oder Gruppen aus und blieben Einzelinitiativen. Erst seit etwa 30 Jahren hat das kirchliche Engagement in Umweltfragen deutlich zugenommen, was seinen Niederschlag auch in einer Reihe von offiziellen lehramtlichen Erklärungen fand.
3. Reaktionen auf die ökologische Krise in kirchlichen Stellungnahmen
(42) Die Verlautbarungen des katholischen Lehramtes (Erklärungen, Hirtenschreiben, Stellungnahmen, päpstliche Ansprachen, Enzykliken u.a.), die sich ganz oder teilweise der Umweltproblematik widmen, sind inzwischen zahlreich. Die nachfolgende Zusammenstellung versucht, in zwei Schritten einen Einblick in diese Texte zu geben. Der erste Abschnitt geht kurz auf die Entwicklung der lehramtlichen Verkündigung zur Thematik ein, der zweite stellt einige inhaltliche Schwerpunkte heraus. Im Zentrum stehen dabei die weltkirchlichen Verlautbarungen und die Stellungnahmen von Bischofskonferenzen im deutschsprachigen Raum.
3.1 Die Entwicklung der lehramtlichen Äußerungen zu Umweltfragen
(43) Bereits in den 50er und 60er Jahren haben gesamtkirchliche Stellungnahmen auf Aspekte Bezug genommen, die heute im Kontext der Umweltproblematik eine wichtige Rolle spielen, etwa auf die Ambivalenz des technischen Fortschritts, auf die Gerechtigkeit globaler Entwicklung oder auf die Kernenergie. Zu erinnern ist hier insbesondere an die zahlreichen Stellungnahmen von Papst Pius XII., an die Enzyklika von Papst Johannes XXIII. „Mater et magistra" (1961), die Pastoralkonstitution des II. Vatikanischen Konzils „Gaudium et spes" (1965) und die Enzyklika „Populorum progressio" (1967) von Papst Paul VI. 
(44) Die expliziten Stellungnahmen zur ökologischen Krise beginnen - noch vor dem Erscheinen des ersten Berichts an den Club of Rome „Die Grenzen des Wachstums" (1972), der einen gewissen Durchbruch im öffentlichen Bewusstsein über die ökologische Krise markiert - mit Hinweisen im Apostolischen Schreiben von Papst Paul VI. „Octogesima adveniens" (1971) und dem Dokument „De justitia in mundo" der internationalen römischen Bischofssynode (1971), in denen auf die Notwendigkeit einer Ressourceneinsparung insbesondere in den Industrieländern hingewiesen wird. Ausführlicher hat Papst Paul VI. in seiner Botschaft an die internationale Umweltschutzkonferenz in Stockholm (1972) auf die enge Verbindung von Mensch und Natur sowie auf die Notwendigkeit, die Biosphäre zu schützen und so das Überleben der Menschheit zu sichern, hingewiesen. Auch Papst Johannes Paul II. ist in einer Reihe von Ansprachen auf Teilaspekte des Umweltproblems eingegangen, erstmals ausführlicher in seiner „Botschaft zum Weltfriedenstag" (1990). Von den Enzykliken Johannes Pauls II. formuliert „Sollicitudo rei socialis" (1987) vor dem Hintergrund der Entwicklungsproblematik und der Frage weltweiter Gerechtigkeit die Grenzen menschlichen Umgangs mit der Natur. „Centesimus annus" (1991) spricht im Rahmen einer „Relecture" der ersten Sozialenzyklika „Rerum novarum" (1891) ebenfalls die Zerstörung der natürlichen Umwelt und deren anthropologische Hintergründe an. Auf der Ebene der Enzykliken ist die ökologische Problematik bislang jedoch nicht umfassend behandelt worden. Eine „Umweltenzyklika" steht noch aus.
(45) Auf europäischer Ebene ist das vom Rat der europäischen Bischofskonferenzen (CCEE) mitgetragene Schlussdokument der „Europäischen Ökumenischen Versammlung Frieden in Gerechtigkeit" (1989 in Basel) besonders zu nennen, das im Kontext der Grundfragen Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung auch die ökologische Problematik erörtert.
(46) Die zahlreichen partikularkirchlichen Verlautbarungen im deutschsprachigen Raum lassen sich in zwei Phasen aufteilen: In den 70er Jahren dominieren eher situationsbedingte Stellungnahmen zu Einzelfragen (z.B. zur Kernenergie), wenngleich es auch erste weiterreichende grundsätzliche Überlegungen zur Umweltproblematik besonders von einzelnen Bischöfen gibt. So beispielsweise die Eröffnungsrede zur Vollversammlung der Deutschen Bischöfe im September 1974 in Salzburg von Julius Kardinal Döpfner „Zur Zukunft der Menschheit". Die Behandlung von Einzelthemen wird in den 80er Jahren fortgesetzt und durch Stellungnahmen zu aktuellen umweltpolitischen Fragen vertieft. Parallel hierzu finden sich nun auch vermehrt Grundsatzerklärungen, wobei besonders die Verlautbarung „Zukunft der Schöpfung - Zukunft der Menschheit" der Deutschen Bischofskonferenz [DBK](1980) und die Gemeinsame Erklärung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland [EKD] und der DBK „Verantwortung wahrnehmen für die Schöpfung" (1985) hervorzuheben sind. Beide Erklärungen enthalten neben einer grundlegenden Reflexion der Hintergründe und Ursachen der ökologischen Krise eine eingehende theologische Bestimmung des christlichen Verständnisses von Schöpfung und der Stellung des Menschen in der Natur, Elemente einer umweltethischen Grundlagenreflexion und praktische Handlungsperspektiven für Einzelfragen. Wichtige Aspekte der Umweltthematik werden in der ökumenischen Erklärung „Gott ist ein Freund des Lebens" (1989) erörtert, wobei der Schwerpunkt auf Herausforderungen und Aufgaben im Bereich der Bioethik und medizinischen Ethik liegt. Einige Impulse für ein christliches Umweltethos, das den Eigenwert der „Mitgeschöpfe" anerkennt, sowie für die Zuordnung von Individual-, Sozial- und Umweltethik werden im zweiten Band des Katholischen Erwachsenen-Katechismus (1995) entfaltet.
(47) Im gemeinsamen Wort des Rates der EKD und der DBK zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit" (1997), das auf einem breiten gesellschaftlichen Konsultationsprozess beruht und sich als grundlegende Orientierung über Maßstäbe der Wirtschafts- und Sozialpolitik versteht, wird die Umweltproblematik konsequent in den Gesamtzusammenhang der gesellschaftlich anstehenden Probleme eingeordnet. Der Begriff „Nachhaltigkeit" wird aufgegriffen als eine der ethischen Leitperspektiven, die in der allgemeinen Diskussion um Maßstäbe der Wirtschafts- und Sozialpolitik in den Vordergrund getreten seien (Nr. 1 und 122-125). Dabei wird vor allem die Vernetzung der sozialen, ökonomischen und ökologischen Belange akzentuiert, um so eine dauerhafte Sicherung der natürlichen Existenzgrundlagen zu erreichen und zugleich den Solidaritäts- und Gerechtigkeitsverpflichtungen gegenüber den nachfolgenden Generationen nachzukommen. Auf dieser Basis werden schließlich Leitlinien für einen ökologischen Strukturwandel der funktionalen Leitsysteme moderner Gesellschaften formuliert. Das hier aufgenommene und mit christlichen Inhalten verknüpfte Leitbild der Nachhaltigkeit befreit die ökologische Frage aus ihrer Isolierung. Damit wird der bereits im konziliaren Prozess für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung eingeschlagene Weg fortgesetzt. 
3.2 Schwerpunkte der Stellungnahmen zur Umweltproblematik - Hintergründe und Ursachen der ökologischen Krise
(48) Während die päpstlichen Verlautbarungen in der Regel nur knapp auf anthropologische, moralische und politische Hintergründe der Umweltkrise verweisen, gehen lehramtliche Äußerungen aus dem deutschsprachigen Raum meist ausführlicher auf die Ursachenfrage ein. Die umfassendste Analyse findet sich in der ökumenischen Erklärung „Verantwortung wahrnehmen für die Schöpfung", wo weltanschauliche, strukturelle, konzeptionelle sowie sozialpsychologische und moralische Ursachen unterschieden werden.
Das Verhältnis des Menschen zur übrigen Schöpfung
(49) Das Schöpfungsverständnis und die Stellung des Menschen in der Natur finden vor dem Hintergrund einer biblisch orientierten Reflexion in den lehramtlichen Stellungnahmen breite Beachtung. So heben „Gaudium et spes" (1965) und „Populorum progressio" (1967) die Sonderstellung des Menschen, die nach theologischer Anthropologie auf seiner Gottebenbildlichkeit beruht, hervor. Vor dem Hintergrund der Frage der globalen Verteilungsgerechtigkeit irdischer Güter wird festgehalten: „Gott hat die Erde mit allem, was sie enthält, zum Nutzen aller Menschen und Völker bestimmt" (GS 69). Die Betonung der menschlichen Sonderstellung und die grundsätzliche Berechtigung zur Nutzung der Güter der entsprechenden Schöpfungsbereiche kann als weiterer gemeinsamer Grundzug der katholischen Verlautbarungen gelten. Zugleich finden sich aber auch vielfältige Differenzierungen dieser Grundoption, so etwa in der Botschaft Johannes Pauls II. zum Weltfriedenstag (1990), in der explizit auf den Wert und die Schönheit der Schöpfung hingewiesen und eine knappe schöpfungsethische Schlussfolgerung entfaltet wird (vgl. Nr. 3-5 und 16). Im Apostolischen Schreiben „Dies domini" (1998) wird die Feier des Sonntags als Lob und Feier der Schöpfung ins Bewusstsein gerufen (Nr. 16). In deutschsprachigen Verlautbarungen wird insbesondere die eigenständige, werthafte und heilsgeschichtliche Dimension der außermenschlichen Schöpfung herausgestellt und die Sonderstellung des Menschen mit dem Gedanken einer Statthalterschaft im Sinne einer Verantwortung für die Schöpfung vor Gott verknüpft. Die Erklärung „Zukunft der Schöpfung - Zukunft der Menschheit" deutet den sogenannten Herrschaftsauftrag (Gen 1,26-28) von Gen 2,15 her als Ineinandergreifen von Beherrschen und Behüten (S. 9f). Dies wird in dem ökumenischen Text „Verantwortung wahrnehmen für die Schöpfung" interpretiert als Auftrag „das Angesicht der Erde zu schonen, zu gestalten, sie zu verändern, sie bewohnbar und fruchtbar zu machen" und die Tiere im Sinne eines Hirtenamtes zu leiten und zu hegen (Nr. 50 sowie insgesamt 48-52).
(50) Vor dem Hintergrund des christlichen Schöpfungsverständnisses wird auf den Sündenfall verwiesen als Bruch im Verhältnis zwischen Mensch und Gott, der sich auch auf das Verhältnis zur übrigen Schöpfung auswirkt und allem menschlichen Handeln einen vorläufigen und risikobehafteten Charakter verleiht. Ebenso wird aber auch die Verheißung kommender Vollendung, in die die ganze Schöpfung eingebunden ist, in Erinnerung gerufen. Dieser Spannungsbogen kann motivieren, Initiativen in einer zugleich nüchternen und hoffnungsvoll-tatkräftigen Grundstimmung zu ergreifen.
Schwerpunkte der Verantwortung des Menschen
(51) Insbesondere die päpstlichen Stellungnahmen betonen stark die globale Verteilungsproblematik von Umweltgütern im Rahmen der weltweiten Entwicklungsfrage. Ausgehend von den Prinzipien Gemeinwohl, Solidarität und universale Bestimmung der Erdengüter für alle Menschen wird eine gerechte Umverteilung zwischen armen und reichen Ländern und die Bekämpfung der Armut in den Entwicklungsländern gefordert. Hierin wird die entscheidende Bedingung einer ökologischen Stabilisierung und der Lösung der mit der Umweltproblematik eng vernetzten demographischen Entwicklung gesehen.
(52) Die Betonung der Verantwortung der heute Lebenden für kommende Generationen und die Forderung nach einer entsprechenden Bewahrung der Umwelt und ihrer Güter ist eine durchgehende Perspektive der kirchlichen Stellungnahmen zur Umweltproblematik. Sie wird in einigen römischen Verlautbarungen mit dem Hinweis auf die gemeinsame Menschennatur begründet und mit korrespondierenden „Ansprüchen" der künftigen Generationen verbunden.
(53) Die Verantwortung für die nicht menschlichen Bereiche der Schöpfung im Sinne eines allgemeinen Erhaltungsgebots und des Verbots von willkürlichem Umgang und Zerstörung wird fast durchgängig betont. Die nähere Begründung stellt sich jedoch recht unterschiedlich dar. Päpstliche Stellungnahmen begründen Umweltschutz primär vom Prinzip der Menschenwürde und von den Menschenrechten her und verweisen im Sinne einer anthropozentrischen Argumentation auf die Gefahr einer Schädigung der menschlichen Lebensgrundlagen (vgl. z.B. Johannes Paul II, Friede mit Gott, Nr. 6 u. 7; Sollicitudo rei socialis, Nr. 34). In der zum Weltfriedenstag 1990 formulierten Botschaft „Frieden mit Gott" wird jedoch mit „Achtung vor dem Leben" neben der Menschenwürde zugleich ein darüber hinausreichendes, hier aber nicht näher präzisiertes normatives Prinzip eingebracht. In einem eher ermahnend orientierten Kontext gegen Ende der Botschaft ist zudem vom „Geist der 'Brüderlichkeit' mit allen guten und schönen Dingen" nach dem Vorbild Franz von Assisis die Rede (Nr. 16). Deutlicher wird in den Erklärungen „Verantwortung wahrnehmen für die Schöpfung" (Nr. 34), „Gott ist ein Freund des Lebens" (S. 33f) sowie „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit" (Nr. 123) der „Wert des Lebens" an sich, das „Prinzip Ehrfurcht vor dem Leben" und der über bloße Nutzenaspekte hinausgehende „Eigenwert" der Mitgeschöpfe betont. Im Anschluss an schöpfungstheologische Reflexionen heißt es: „Dinge und Tiere haben ihren Sinn und ihren Wert gerade auch in ihrem bloßen Dasein, ihrer Schönheit und ihrem Reichtum" (Verantwortung wahrnehmen für die Schöpfung, Nr. 65).
(54) Die nähere Entfaltung dieses ethischen Ansatzes erfolgt in den kirchlichen Verlautbarungen primär tugendethisch. Doch auch auf politisch-struktureller Ebene werden in einer Reihe von Texten - wenngleich nur in allgemeiner Form - einschneidende Maßnahmen zum Schutz der Schöpfung und ihrer ökologischen Gleichgewichtssysteme gefordert. Erstmals werden in dem gemeinsamen Wort „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit" konkretere Maßnahmen eines „ökologischen Strukturwandels" benannt.
Praktische Orientierungslinien und Lösungsperspektiven
(55) Hinsichtlich der praktischen Lösungsperspektiven und Postulate für ein umweltgerechtes Handeln, die insbesondere in den Verlautbarungen im deutschsprachigen Raum formuliert werden, zeigen sich folgende Schwerpunkte:
Zunächst wird vor dem Hintergrund des Schöpfungsverständnisses ein grundlegender Gesinnungswandel hinsichtlich des Mensch-Natur-Verhältnisses gefordert. 
Dem verantwortlichen Handeln des einzelnen wird ein hoher Stellenwert beigemessen. Dies konkretisiert sich in den Forderungen nach einem einfacheren Lebensstil, nach einer Intensivierung der Umweltpädagogik sowie nach der persönlichen Bereitschaft zu bürgerschaftlichem und umweltpolitischem Engagement. 
Kirchen und Gemeinden werden aufgefordert, den Schöpfungsglauben in Gottesdienst, Katechese, Erwachsenenbildung und theologischer Ausbildung deutlicher zu entfalten, um seine orientierende Kraft zur Geltung zu bringen, die Bereitschaft zur Wahrnehmung von Umweltverantwortung zu fördern und einzuüben sowie bei gesellschaftlichen Konflikten vermittelnd zu wirken (Verantwortung wahrnehmen für die Schöpfung, Nr. 94-99).
Im gemeinsamen Wort „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit" verpflichten sich die Kirchen, ihr eigenes wirtschaftliches Tun an Maßstäben der Umweltgerechtigkeit und Verantwortung für die Schöpfung zu orientieren (Nr. 247). Das Wort würdigt das Engagement vieler Christinnen und Christen innerhalb und außerhalb der Kirche für den Umweltschutz als konkrete Wahrnehmung des christlichen Auftrags zur Weltgestaltung (Nr. 252).
Auf der sozialethisch-strukturellen Handlungs- und Regelungsebene finden sich insbesondere in „Verantwortung wahrnehmen für die Schöpfung" einige Stellungnahmen zu Grundfragen der Rechtsordnung (Nr. 79-93). Sie enthalten zunächst die Forderung nach einer umfassenden „Ökologiepolitik", die entsprechende Rahmendaten setzt, gezielt Förderung betreibt und die Entscheidungs-, Planungs- und Kompetenzregelungen ebenso wie die Versorgungssysteme ökologisch anpasst. Sodann wird eine ökologisch verpflichtete Marktwirtschaft favorisiert. Diese Forderungen werden in „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit" erneuert und weiter differenziert (bes. Nr. 142-150 und 224-232).
In einigen päpstlichen Stellungnahmen sowie im Schlussdokument der Europäischen Ökumenischen Versammlung von Basel (1989) wird deutlich auf die Notwendigkeit einer „ökologischen Weltordnung" mit ausreichenden supra- und internationalen Handlungs- und Regelungsstrukturen und auf die Notwendigkeit der Solidarität zwischen Industrie- und Entwicklungsländern im Bereich der Aufwendungen für den (globalen) Umweltschutz verwiesen (vgl. Europäische Ökumenische Versammlung, Frieden in Gerechtigkeit, Nr. 13; Johannes Paul II., Friede mit Gott, Nr. 9f). In diesem Zusammenhang wird wiederholt eine Mitverantwortung der multinationalen Unternehmen für das Gesamtwohl eingefordert.
Vgl. hierzu den zweiten umfassenden Bericht der Zwischenstaatlichen Verständigungsgruppe über Klimaveränderungen (IPCC): Intergovernmental Panel on Climate Change, Climate Change 1995, Cambridge 1996 (insbesondere Band 1, der die Ergebnisse für politische Entscheidungsträger zusammenfaßt).
Vgl. hierzu G. Bächler/K. Spillmann (Hrsg.), Kriegsursache Umweltzerstörung (dreibändiger Abschlußbericht des Environment and Conflicts Project ENCOP), Chur/Zürich 1996.
